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Editorial

Unser Titelbild:

Auf dem Führerraum

einer Lok der

Baureihe 189.

Foto: DB AG/Weber.

Die Befehlstaste
Hört sich an, wie ein Bedienelement im Stell-
werk eines Fdl, oder? Die Insider wissen es
besser. Was verbirgt sich aber tatsächlich
hinter der Befehlstaste? Im folgenden Artikel
wird die Bedeutung der Befehlstaste ein-
schließlich der Funktionalität näher erläutert.
Nur so viel sei hier verraten, es handelt sich
um eine der wichtigsten „Tasten“ der PZB.
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Leserforum
� Wir haben interessante Leserzuschriften

zu unserem Artikel im Heft 4/04 bekom-
men. Heute starten wir mit der Beantwor-
tung der Fragen bzw. nehmen Stellung zu
den Kommentaren zum Artikel „Gleise der
freien Strecke und Bahnhofsgleise sper-
ren“. Berichtigte Vordrucke sind in der
gleichen Größe wie im Heft 4/04 abgebil-
det, so dass Sie diese für Korrekturzwe-
cke entsprechend verwenden können.
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� Bleiben Sie fit – machen Sie mit bei unse-
rem Fall aus der Praxis. Testen Sie Ihr
Fachwissen! Heute geht es um regelmäßig
wiederkehrende Rangierfahrten.
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Workshops „Selbstsicherung
bei Arbeiten im Gleisbereich“
„Selbst sichern im Gleisbereich – aber si-
cher“ – dieses Medienpaket der EUK aus
dem Jahr 2003 ist zwischenzeitlich bei den
Anwendern bekannt und hat einen hohen
Stellenwert. Zusätzlich führt die EUK in die-
sem Jahr Workshops durch, die sich an
diejenigen richten, welche die Entscheidung
zur Selbstsicherung bei Arbeiten im Gleisbe-
reich treffen.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Eisenbahn ist nach wie vor das sicherste Verkehrsmittel in Deutschland.
Dieses Prädikat kommt nicht von ungefähr sondern ist das Ergebnis

vielfältigster Bemühungen auf allen Ebenen.

Da ist zunächst einmal die umfassende Ausbildung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Die Deutsche Bahn AG lässt sich beispielsweise deren Aus- und

Fortbildung gut 300 Millionen Euro pro Jahr kosten.

Daneben verfügen die Eisenbahnen über hohe Sicherheitsstandards und zwar
sowohl bei den stationären Anlagen der Eisenbahninfrastruktur, als auch bei

den Fahrzeugen.

Da Zugfahrten im Raumabstand durchgeführt werden, muss vor dem
Einlassen eines Zuges in einen Streckenabschnitt sicher gestellt sein, dass er
frei von Fahrzeugen ist. Ob er in einen Streckenabschnitt einfahren darf, wird
dem Triebfahrzeugführer mittels Signalstellung oder per Führerraumanzeige

signalisiert.

Da Menschen trotz bester Ausbildung, bestandener Prüfung
und regelmäßiger ärztlicher Untersuchung dennoch nicht

ganz vor Augenblicksversagen gefeit sind, müssen die
Bahnen – jeweils abhängig vom Gefährdungspotenzial der
Strecke – technische Überwachungseinrichtungen installie-

ren. Dieses soll bei regelwidrigem Verhalten automatisch
einen sicheren Zustand herstellen; zum Beispiel beim

unzulässigen Vorbeifahren am Halt zeigenden Hauptsignal
eine Zwangsbremsung auslösen.

Eine solche technische Überwachungseinrichtung ist das „Punktförmige
Zugbeeinflussungssystem PZB 90“, über das wir bereits mehrfach berichtet

haben. In dieser Ausgabe setzen wir diese Reihe mit dem Thema
„Die Befehlstaste“ fort. Der Beitrag beschreibt die grundsätzliche Aufgabe

und Funktionalität der Befehlstaste. Es wird auch herausgestellt, dass es sich
bei der Befehlstaste um eine sensible Schnittstelle des Mensch-Maschine-
Systems handelt. Ist es doch dem Triebfahrzeugführer unter bestimmten

Voraussetzungen erlaubt, die Wirkung des Überwachungssystems zu
überbrücken.

Der Ablauf einer „reinen“ Befehlstastenbedienung ist relativ einfach erfassbar.
Wie aber wirkt deren Betätigung bei noch wirksamen 1.000 Hz- bzw.

500 Hz-Überwachungen?

Anhand einer beispielhaften Betriebssituation wird die Einbindung der
Befehlstastenbedienung in das System PZB 90 bei sich überlagernden

Überwachungen herausgearbeitet.

Wir wünschen Ihnen viel Lesefreude bei diesem Artikel sowie auch bei den
anderen Beiträgen dieses Heftes. Ihr Redaktionsteam „BahnPraxis“
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Warum die Be-
zeichnung „Taste“?

Eigentlich ist es keine Taste,
sondern ein Schalter. Lediglich
bei der PZB-Bauform I 80 ist es
eine Drucktaste. Doch wie auch
immer, der Begriff „Befehlstas-
te“ hat sich so verfestigt, dass
ein Umsteigen in der Bezeich-
nung oder gar eine unterschied-
liche Bezeichnung je nach Aus-
prägung als reine Wortklaube-
rei aufgefasst werden müsste.

Funktionen der
Gleismagnete

Die Gleismagnete kennen ent-
sprechend dem jeweiligen Sig-
nalbegriff nur zwei Funktions-
zustände: wirksam oder unwirk-
sam.

Die im Fall einer Wirksamkeit
durch einen 1 000 Hz- oder ei-
nen 500 Hz-Gleismagneten im
PZB-Fahrzeuggerät angestoße-
nen Geschwindigkeitsüberwa-
chungen wurden ständig ver-
feinert und verbessert, sind
mittlerweile sehr vielfältig aus-
geprägt. Denken wir z.B. an die
Wachsamkeitsprüfung, die an-
gehängte oder restriktive Ge-
schwindigkeitsüberwachung,
und …, und …

Der an einem Hauptsignal in-
stallierte 2 000 Hz-Gleismagnet
kennt jedoch bei einer Wirk-
samschaltung – bei Halt zei-
gendem Signal also – nur eine,

über all die Jahre hinweg unver-
ändert gebliebene Aufgabe
und Funktion: Auslösen einer
Zwangsbremsung bis zum Still-
stand.

Warum
Befehlstaste?

Es muss jedoch auch möglich
sein, bei einer Unregelmäßig-
keit oder im Störungsfall an ei-
nem Halt zeigenden Signal vor-
beifahren zu können. In dieser
Betriebssituation den Gleisma-
gneten unwirksam schalten, um
eine ungewollte Zwangsbrem-
sung zu vermeiden, ist nicht
machbar. Also muss es über
die Fahrzeugeinrichtung gelöst
werden. Doch auch sie kann
dies nicht alleine bewirken, sie
ist auf die Mithilfe des Bedie-
ners, des Triebfahrzeugführers,
angewiesen. Der wiederum ist
abhängig vom Fahrdienstleiter,
denn nur der kennt die betrieb-
liche Gesamtsituation, darf über
die Weiterfahrt entscheiden. Wir
kennen alle die Instrumente des
Fahrdienstleiters, wenn eine
Fahrt erlaubt ist, er das Signal
jedoch nicht auf Fahrt stellen
kann: schriftlicher Befehl oder
Ersatzsignal. Womit wir wieder
bei der Bezeichnung sind:
Befehlstaste.

Bedeutung der
Befehlstaste

Aus vorstehend genannten klar
geregelten Abhängigkeiten –

übrigens ein typisches Beispiel
für ein Mensch-Maschine-Sys-
tem – wird auch die eingangs
schon erwähnte immense Be-
deutung der Befehlstaste deut-
lich: Sie darf nur bei per schrift-
lichen Befehl (Ersatzsignal kann
Befehl ersetzen) erlaubter Vor-
beifahrt an einem Halt zei-
genden Signal betätigt wer-
den.

Wegen dieser Bedeutung und
Sonderstellung blieb die Funk-
tion der Befehlstaste bei allen
bisherigen Konzeptionen auch
immer geschützt, um jeglicher
Verwässerung vorzubeugen.
Einzig und allein bei vorstehend
genannter Aufgabe ist es ge-
blieben.

Wirkprinzipien der
Befehlstaste

Nachdem die Vorbedingungen
erfüllt sind – schriftlichen Befehl
vom Fahrdienstleiter an den
Triebfahrzeugführer übermittelt
oder Ersatzsignal bedient – gel-
ten für das Bedienen der Be-
fehlstaste folgende grundsätz-
lichen Regelungen:
� Der Triebfahrzeugführer kann

und muss die Befehlstas-
te bereits vor dem Signal/
2000 Hz-Gleismagneten be-
dienen. Allerdings bleibt das
Bedienen zunächst ohne
Wirkung. Sind zu diesem
Zeitpunkt noch 500 Hz- oder
1 000 Hz-Überwachungen
wirksam, bleiben diese wirk-
sam und angezeigt.

� Für die Dauer der Tastenbe-
tätigung ertönt der akusti-
sche Signalgeber (Hupe).

� Erst mit Eintritt der 2 000 Hz-
Beeinflussung wird bis zur
Rücknahme der Befehlstas-
te nach der Vorbeifahrt am
Signal
– die zulässige Geschwin-

digkeit von 40 km/h derart
überwacht, dass beim
Überschreiten der mit
45 km/h definierten Limit-
geschwindigkeit eine
Zwangsbremsung ausge-
löst wird,

– der weiße Leuchtmelder
„Befehl 40“ auf Dauerlicht
geschaltet.

Überlagerung von
Überwachungen

Zum Zeitpunkt des Bedienens
der Befehlstaste können jedoch
durchaus noch andere Über-
wachungen wirksam sein. Für
die dann zum Tragen kommen-
den Überlagerungen wurden fol-
gende Festlegungen getroffen:
� Die schärfere Überwachung

bleibt wirksam.
� Eine noch wirksame

1 000 Hz- oder 500 Hz-
Überwachung (restriktiv oder
nicht restriktiv) bleibt in je-
dem Fall angezeigt.

� Das Dauerlicht des weißen
Leuchtmelders „Befehl 40“
wird zusätzlich geschaltet.
Anmerkung: Wegen der in
der Regel nur kurzen Zeit-
dauer zwischen 2 000 Hz-
Beeinflussung und Rück- �

Punktförmiges Zugbeeinflussungssystem PZB 90

Die Befehlstaste
Werner Jochim, DB Netz AG, Frankfurt am Main

Im Führerraum der Fahrzeuge sind im kleinen Greifraum des Triebfahrzeugführers drei Tasten untergebracht:
die Wachsamkeitstaste, die Freitaste und … die Befehlstaste.

Fast schon ein Heiligtum der PZB, die Befehlstaste. Doch wird mit ihr nichts befohlen, nein, diese Bezeichnung hat
einen weitaus tieferen Sinn. Darin ist die Bedeutung der Befehlstaste auch begründet.

Im nachstehenden Beitrag werden Aufgabe und Funktionalität der Befehlstaste beschrieben und somit ihre
Sonderstellung näher herausgearbeitet.
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nahme der Befehlstaste wur-
de auf ein ebenso kurzzeiti-
ges Umschalten in der
Leuchtmelderanzeige ver-
zichtet, zumal es keineswegs
zu einer Verdeutlichung bei-
tragen würde.

Beispielhafte
Betriebssituation

Der Ablauf einer „reinen“ Be-
fehlstastenbetätigung wäre ei-

gentlich kurz darzustellen: Bei
betätigter Befehlstaste wird –
neben der Unterdrückung einer
Zwangsbremsauslösung – ab
der 2 000 Hz-Beeinflussung
bis zur Rücknahme der Tas-
te die Geschwindigkeits-
überwachung wirksam und
das Dauerlicht des weißen
Leuchtmelders „Befehl 40“
geschaltet.

Doch wird bei einem Betätigen
der Befehlstaste vielfach noch

eine 1 000 Hz- oder 500 Hz-
Überwachung wirksam sein, so
dass es zur Überlagerung von
Geschwindigkeitsüberwachun-
gen kommt. Eine derartige Be-
triebssituation ist in Abbildung 1
dargestellt.

Hierzu nachstehende Erläute-
rungen.

1. Nach einer 1 000 Hz-Beein-
flussung und dem ordnungs-
gemäßen Betätigen der
Wachsamkeitstaste wird die

jetzt wirksame 1 000 Hz-
Überwachung (VÜ 1) ange-
zeigt durch den blinkenden
blauen Leuchtmelder und
das Dauerlicht des gelben
Leuchtmelders.

2. Nach einer Wegstrecke von
700 m ab Beeinflussung er-
lischt der gelbe Leuchtmel-
der zur Anzeige der tech-
nisch möglichen Befreiung
aus der 1 000 Hz-Überwa-
chung.

BahnPraxis Spezial

Abbildung 1



BahnPraxis 6/2004 73

3. 200 m vor dem Hauptsignal
erfolgt eine 500 Hz-Beein-
flussung. Die von 65 km/h
auf 45 km/h fallende
500 Hz-Überwachung wird
wirksam und durch Dauer-
licht des roten Leuchtmel-
ders „500 Hz“ angezeigt. Der
blaue Leuchtmelder geht in
Dauerlicht über. Die
1 000 Hz-Überwachung
wird überlagert und läuft ver-
deckt weiter.
Anmerkung: Zwar wird mit
Rücksicht auf die 250 m lan-
ge Überwachung im Grund-
satz angestrebt, den 500 Hz-
Gleismagneten 250 m vor
dem Hauptsignal zu verle-
gen. Jedoch können Belan-
ge der Betriebssicherheit
auch einen davon abweichen
Verlegeort erfordern.

4. Nach Halt des Zuges wird die
wirksame 500 Hz-Überwa-
chung abgesenkt (restriktiv).
Angezeigt wird dies durch
das zusätzliche Wechselblin-
ken der beiden blauen
Leuchtmelder.
Anmerkung: Auch die ver-
deckt laufende 1 000 Hz-
Überwachung wird abge-
senkt (restriktiv). Siehe hierzu
lfd. Nr. 7.
Nach dem Aushändigen/
Übermitteln des schriftlichen
Befehls bzw. nach dem Er-
kennen des Ersatzsignals
fährt der Triebfahrzeugfüh-
rer an. Er achtet jedoch dar-
auf, dass er die immer noch
wirksame und in unserem
Beispiel 50 m über das Sig-
nal „hinausragende“ restrik-
tive 500 Hz-Überwachung
„abfahren“ muss. Er bedient
rechtzeitig die Befehlstaste,
Wirkung hat dieses Betäti-
gen jedoch zunächst noch
nicht. Lediglich die Hupe er-
tönt für die Dauer der Tas-
tenbetätigung.

5. Erst mit Eintritt der 2000 Hz-
Beeinflussung zeigt der wei-
ße Leuchtmelder „Befehl 40“
zusätzlich Dauerlicht. Die
ebenfalls erst ab jetzt eigent-
lich wirksame Überwachung
auf die zulässige Geschwin-
digkeit 40 km/h wird überla-
gert durch die noch wirksa-

me schärfere restriktive
500 Hz-Überwachung.

6. Mit Rücknahme der Befehls-
taste nach dem Hauptsig-
nal/2 000 Hz-Gleismagneten
erlischt der weiße Leucht-
melder „Befehl 40“ und der
Hupton endet. Die restriktive
500 Hz-Überwachung ist je-
doch weiterhin abzufahren.

7. Mit Ablauf der 500 Hz-Über-
wachung erlischt der rote
Leuchtmelder, die beiden
blauen Leuchtmelder zeigen
jedoch nach wie vor Wech-
selblinken, denn: die bisher
verdeckt laufende 1 000 Hz-
Überwachung ist noch nicht
abgelaufen (erst nach
1 250 m ab Beeinflussung).
Sie wird jetzt restriktiv wirk-
sam (Übergabe der Restrik-
tion aus der restriktiven
500 Hz-Überwachung). Je-
doch ist die durch die
500 Hz-Überwachung tech-
nisch unterbundene Befrei-
ungsmöglichkeit wieder ge-
geben (gelber Leuchtmelder
ist erloschen).

8. Der Triebfahrzeugführer
nimmt die Befreiung vor (die
betriebliche Bedingung
„Fahrt zeigendes Signal“ war
durch den schriftlichen Be-
fehl bzw. das Ersatzsignal ja
schon gegeben). Die Anlage
zeigt wieder Grundstellung –
Dauerlicht des blauen
Leuchtmelders. Allerdings
läuft die 1 000 Hz-Überwa-
chung bis zum Ablauf einer
Wegstrecke von 1 250 m ab
Beeinflussung weiter. Sie
verläuft jetzt allerdings auf
ihre Restlänge bis 1250 m
nur im Hintergrund und
„sucht“ einen eventuell fol-
genden wirksamen 500 Hz-
Gleismagneten, was auf eine
vorausgegangene unge-
rechtfertigte Befreiung deu-
ten würde und eine Zwangs-
bremsauslösung zur Folge
hätte (in der Betriebssituati-
on gemäß Abbildung 1 kaum
zutreffend).                       �

BahnPraxis Spezial · BahnPraxis Leserforum

Absatz 1 b) ist das Fahren auf
Sicht stets für das gesperrte
Gleis, also für den gesamten
Sperrabschnitt anzuordnen. Die
Kilometerangabe im erteilten
Befehl 9 ist somit zu streichen.

Wir bitten Sie, die beigefügten
richtiggestellten Abbildungen
4d, 7 sowie 8a zu verwenden.

Zu Fall 2

Zu diesem Fall bitten wir Sie, die
Eintragungen im Zugmeldebuch
in Abbildung 14 in Spalte 7
handschriftlich zu ergänzen.
Nach der Sperrung des Stre-
ckengleises Wilsenroth – Frick-
hofen muss in der Zeile unter
dem Eintrag „Betra 21082“ fol-
gender Eintrag ergänzt werden:
„20.59 Bet.ben.“ Diese Maß-
nahme ist erforderlich, weil es
sich hier um eine Sperrung in-
folge Betraarbeiten handelt. Im
Rahmen dieser Arbeiten ist der
technisch Berechtigte nach
Betra Ziff. 4.2 über die vorge-
nommene Sperrung zu benach-
richtigen.

Zu Fall 3

Im vorliegenden Fall soll eine
Hilfslok als Sperrfahrt 1 einen
nach einem Zusammenprall an
einem BÜ laufunfähigen Trieb-
wagen vom Gegengleis in den
vorgelegenen Bahnhof Dierdorf
zurückschleppen. Bei der Aus-
fahrt aus dem Bahnhof Dierdorf
ist es erforderlich, die Sperr-
fahrt an den Halt zeigenden
Hauptsignalen Asig N 3 sowie
Sbk 2 vorbeizufahren. Beim
Lesen des Beitrages wird Ihnen
aufgefallen sein, dass die Sperr-
fahrt zur Vorbeifahrt am Halt
zeigenden Asig N 3 zwar �

BahnPraxis Leserforum

In der Ausgabe 04/2004 veröffentlichten wir u.a. einen
Beitrag zum Thema „Gleise der freien Strecke und

Bahnhofsgleise sperren“. Nach einer sehr engagierten
und lebhaften Diskussion über die ausführlich be-

schriebenen Praxisbeispiele sehen wir uns veranlasst,
folgende Ergänzungen zu dem Beitrag zu veröffentlichen.

Zu Fall 1
Im ersten Fall des Beitrages soll
eine Hilfslok an der Überleitstel-
le Taubenau vom Gegengleis
aus Richtung Bad Gams kom-
mend, als Sperrfahrt über eine
Weiche in km 82,376 in das
Gleis der Regelrichtung umset-
zen. Die Sperrfahrt soll bis zur
Zugspitze des dort liegenge-
bliebenen Zuges CB 86300 fah-
ren und diesen Zug in Richtung
Nussau schleppen.

Der Fdl der ÜST Taubenau er-
teilt der Sperrfahrt für das Um-
setzen je Fahrtrichtung eine
gesonderte Zugnummer (Sperr-
fahrt 1 für die Fahrt bis auf die
Strecke Richtung Nussau so-
wie Sperrfahrt 2 für die Rück-
fahrt von der Strecke über die
Weiche bis vor die Zugspitze
des liegengebliebenen Zuges).
Dies ist nicht richtig, da Sperr-
fahrt 1 im vorliegenden Fall
nirgendwo endet und stattdes-
sen eine Sperrfahrt 2 von der
Strecke zurückkehrt. Als Leser
fragen Sie sich hier zu Recht,
ob es sein kann, dass sich
möglicherweise zwei Sperrfahr-
ten getrennt voneinander auf
der Strecke befinden. Richti-
gerweise werden für die Sperr-
fahrt zwar zwei Befehle getrennt
voneinander erteilt, jedoch han-
delt es sich bei der Hin- als auch
bei der Rückfahrt der Sperrfahrt
stets um Sperrfahrt 1.

Des weiteren werden Sie in
Abbildung 7 im Befehl 9 fest-
stellen, dass das Fahren auf
Sicht für die zurückkehrende
Sperrfahrt zwischen Taubenau
und Bad Gams nur in km 82,788
angeordnet ist. Auch dies ist
nicht korrekt. Nach den Regeln
in KoRil 408.0481 Abschnitt 8
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KoRil 408.0481 Abschnitt 8
Absatz 1 b) gilt für das Fahren
auf Sicht auch hier der Grund-
satz, wonach dem Tf für den
gesamten Sperrabschnitt zwi-
schen Dierdorf und Selters das
Fahren auf Sicht vorzuschrei-
ben ist.

Auch dies haben wir in dem
Musterbefehl in Abbildung 16a
richtiggestellt. Nebenbei sei er-
wähnt, dass die mit dem liegen-

gebliebenen Zug vereinigte
Sperrfahrt auch auf der Rück-
fahrt in den Bf Dierdorf auf Sicht
zu fahren hat. Die Regel in KoRil
408.0481 Abschnitt 8 Absatz 1
kennt hierfür keine Richtungs-
bezogenheit.

BahnPraxis Leserforum

einen schriftlichen Befehl 2 er-
halten hat, der Befehl zur Vor-
beifahrt am Halt zeigenden
Sbk 2 fehlt jedoch. Diesen Be-
fehl haben wir in der beigefüg-
ten Abbildung 16a ergänzt.

Des weiteren wird der Sperr-
fahrt 1 auch hier ein Befehl 9
erteilt, der das Fahren auf Sicht
im betroffenen Gleis gezielt von
Sbk 2 bis km 23,500 vor-
schreibt. Nach den Regeln in

Abbildung 7:

Schriftlicher

Befehl für

Sperrfahrt 2

von km 82,0

bis Zugspitze

Zug 86300.

Abbildung 4d:

Die Hilfslok fährt als Sperrfahrt 2 von km 82,0 der Strecke Nussau – ÜST Taubenau bis an das Bksig B und vereinigt sich mit CB 86300.
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Abbildung 8a:

Zugmeldebuch Strecke

Taubenau – Nussau.

Abbildung 16a:

Schriftlicher Befehl

Nr. 2, 5 und 9

für Sperrfahrt 1.

Bitte verwenden Sie die im Rah-
men dieses Leserforums veröf-
fentlichten korrigierten Fassun-
gen der Abbildungen für Ihre
betriebliche Praxis.

Abschließend möchten wir zu
den verwendeten Funktionsbe-

zeichnungen auf der Tf-Unter-
schriftenzeile der Befehle noch
anmerken, dass es sich bei Be-
zeichnungen wie „LokBi“ (Lok-
Betriebsinspektor) um die frü-
her verwendeten Amtsbezeich-
nungen der verbeamteten Tf
handelt, die z.T. heute noch ver-

wendet werden. Nach den
Regeln der KoRil 408 ist die
Funktionsbezeichnung „Tf“ kor-
rekt.                                      �

BahnPraxis Leserforum
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Testen Sie Ihr Fachwissen

„Aber wieso fährt denn der Tf auf den Bahnübergang?“

Rosemarie Lehmann, TZ Leipzig, Wolf-Dieter Wieland, Stuttgart,
Gerd Junginger, DB ZugBus Regionalverkehr Alb – Bodensee.

Regelmäßig wiederkehrende Rangierfahrt zum Abstellen von Fahrzeugen von Gleis 1 nach Gleis 3.

richtig falsch

1. Bevor Fahrzeuge bewegt werden, muss der Tf den Ww über Ziel, Zweck und Besonderheiten der
Rangierfahrt verständigen.

2. Wenn es sich um eine regelmäßig wiederkehrende Fahrt mit dem Tfz eines Zuges zum Abstellen von
Fahrzeugen handelt, braucht der Tf den Ww nicht über Ziel und Zweck verständigen.

3. Weil der Bahnübergang beim Abstellen des Zuges nicht befahren werden soll, braucht die Schranke
nicht geschlossen zu werden.

4. Beim Rangieren in Richtung des Bahnübergangs müssen die Schranken geschlossen werden, auch
wenn der Bahnübergang nicht befahren werden soll.

5. Wenn dem Tf das Ziel nicht bekannt ist, muss er dies mit dem Ww vereinbaren.

6. Beim Rangieren muss der Tf die Geschwindigkeit so regeln, dass er an der beabsichtigten Stelle,
in diesem Fall, beim Ra 10 zum Halten kommt.

7. Beim Rangieren muss der Tf die Geschwindigkeit so regeln, dass er an der beabsichtigten Stelle hinter
Weiche 5 zum Halten kommt.

8. Der Tf der Rangierfahrt muss den Fahrweg und die Signale beobachten.

9. Bei der Fahrwegbeobachtung braucht er nicht darauf zu achten, ob Bahnübergänge gesichert sind.

10. Beim Bewegen von Doppelstockwagen (Gattungsbuchstaben DA, DAB oder DB) muss der Tf den Ww
über diese Besonderheit verständigen.

BahnPraxis Leserforum
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Untersuchungen dieser Unfälle
haben u.a. ergeben, dass es
offenbar Missverständnisse und
Fehlinterpretationen bei der
Umsetzung der Regelungen
gibt, die in § 6 (1) der Unfallver-
hütungsvorschrift (UVV) „Arbei-
ten im Bereich von Gleisen“,
GUV-V D33 (bisher GUV 5.7)
sowie in Abschnitt 5.6 der Re-
geln für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz (RSG) „Sicherungs-
maßnahmen bei Arbeiten im
Gleisbereich von Eisenbahnen“,
GUV-R 2150 (bisher GUV 15.2),
vorgegeben sind.

Die EUK hat im Jahr 2003 mit
dem Medienpaket „Selbst si-
chern im Gleisbereich – aber
sicher“, bestehend aus einem
Video zur Unterstützung des
Unternehmers bei der beson-
deren Unterweisung, einem
Filmbegleitheft mit eingehender
Erläuterung der zu beachten-
den UV-Regelungen und einem
Plakatsatz zum Thema, auf das
Unfallgeschehen reagiert. Auch

die Konzernunternehmen,
insbesondere die DB Netz AG,
haben Initiativen gestartet, um
ihrerseits dieses Unfallge-
schehen zu verringern bzw.
möglichst zu beseitigen.

Nun wird die EUK mit Unter-
stützung der DB Netz AG und
anderer Konzernunternehmen
durch die Forschungsgesell-
schaft für angewandte System-
sicherheit und Arbeitsmedizin
e.V. (FSA) Workshops durch-
führen lassen mit dem Ziel, die
Voraussetzungen herausarbei-
ten zu lassen, die erfüllt sein
müssen, um unter Selbstsiche-
rung tätig werden zu können.

Diese Workshops sind Teil ei-
nes Projektes, das die FSA für
die EUK im Rahmen der prä-
ventiven Öffentlichkeitsarbeit
durchführt.

Die Zusammenarbeit zwischen
FSA und EUK hat Tradition. Sie
werden sich sicher noch an die

Projekte „Sicherheit als Füh-
rungsaufgabe“ oder an das „Fo-
rum Sicherheit“ erinnern.

Ziel des jetzt aktuellen Projek-
tes ist es:
� Diejenigen, die die Ent-

scheidung treffen, ob unter
„Selbstsicherung“ gearbeitet
werden soll, in die Lage zu
versetzen, zielgerichtet zu
entscheiden.

� Hinweise für eine effektive
Präventionsarbeit zu geben.

Die Workshops sollen bedarfs-
gerecht und damit bundesweit
durchgeführt werden – wir kom-
men also zu Ihnen – Mitte des
Jahres 2004 beginnen und gege-
benenfalls im Jahr 2005 fortge-
führt werden.

Die o.g. Regelungen gelten für
„Alleinarbeiter“, also für Beschäf-
tigte, die sich neben ihrer Tätig-
keit im Gleisbereich selbst si-
chern sollen. Sie gelten auch für
das Arbeiten einer Gruppe von

bis zu drei Beschäftigten im
Gleisbereich, bei der ein Be-
schäftigter nicht mitarbeitet und
die Sicherung der Kollegen
übernimmt.

Die Mitarbeiter der FSA mode-
rieren die Veranstaltungen und
kennen die Problematik. Als
Moderatoren müssen und sol-
len sie keine Detailkenntnisse
vom Thema haben.

Die Workshops sind keine Un-
terweisungsveranstaltung und
es wird davon ausgegangen,
dass die Teilnehmer über Fach-
kenntnisse zum Thema Siche-
rungsmaßnahmen bei Arbeiten
im Gleisbereich, insbesondere
zum Thema „Arbeiten von bis
zu drei Versicherten“, verfügen.
Es ist also nicht beabsichtigt zu
erläutern, wie z.B. eine Annä-
herungsstrecke ermittelt wird,
was sichere und rechtzeitige
Anzeichen der Annäherung ei-
ner Fahrt sind oder was ein Gleis-
bereich ist. Das muss als be-
kannt vorausgesetzt werden. �
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Workshops
„Selbst-

sicherung bei
Arbeiten im

Gleisbereich“
Einen wesentlichen Anteil am Unfallgeschehen

Beschäftigter von Unternehmen, für die die Eisenbahn-
Unfallkasse (EUK) zuständig ist, haben noch immer
Tätigkeiten, die nach den Regelungen der „Selbst-

sicherung“ durchgeführt werden. Deshalb wird die EUK
nach dem Ihnen sicher bekannten Medienpaket „Selbst
sichern im Gleisbereich – aber sicher“ erneut präventiv
tätig werden, um solche Unfälle künftig zu vermeiden.
Dipl.-Ing. Klaus Adler, Technischer Aufsichtsdienst

der Eisenbahn-Unfallkasse in Frankfurt am Main,
erläutert diese Initiative im folgenden Beitrag.
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Leiter der Dienststelle hatte zu
entscheiden, ob einfache Ver-
hältnisse vorlagen.

In der Vorgängerunfallverhü-
tungsvorschrift DS 132.03 war
gefordert, dass eine Siche-
rungsaufsicht der DB entschei-
det, ob allein gearbeitet werden
darf. Und nun, in der die UVV
GUV V-D33 ergänzenden und
konkretisierenden Regel GUV-
R 2150 lautet die Forderung:
dass der Unternehmer im Ein-
zelfall auf Grundlage einer Si-
cherungsanweisung entschei-
det, ob sich bei kurzfristigen
Arbeiten geringen Umfanges
� bis zu drei Versicherte, von

denen einer die Sicherung
übernimmt,

oder
� besonders unterwiesene,

einzeln arbeitende Versicher-
te,

selbst sichern dürfen.

Aus diesen Formulierungen frü-
herer UVV und natürlich aus
den Formulierungen der aktuel-
len UV-Regelungen geht ein-
deutig hervor, dass das Arbei-
ten unter „Selbstsicherung“ eine
Ausnahme darstellt, denn wie
erwähnt, wird grundsätzlich je-
der, der im Gleisbereich tätig
wird, gesichert.

Ein Hinweis darauf, wie zu ver-
fahren ist bzw. unter welchen

Voraussetzungen unter Selbst-
sicherung gearbeitet werden
kann, gibt die Erläuterung zu
Abschnitt 5.6 der GUV-R 2150:

Voraussetzungen hierfür sind,
dass
� die örtlichen und betriebli-

chen Verhältnisse, z.B. mög-
liche Fahrbewegungen aus
beiden Richtungen,

� die Umgebungsbedingun-
gen, z.B. die Witterungsver-
hältnisse,
und

� die Art der Arbeiten,
eine (Selbst)Sicherung zulassen
und die Versicherten…

Dies bedeutet, dass eine Si-
cherungsanweisung Grundlage
für das „Selbstsichern“ ist. Die-
se Sicherungsanweisung ist er-
stellt, es ist die Konzernrichtli-
nie „Grundsätze der Gesund-
heitsförderung, des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhü-
tung; Arbeiten im Gleisbereich“,
Rili 132.0118.

Teil der Sicherungsanweisung
ist der Sicherungsplan, d.h. es
muss in jedem Einzelfall ein Si-
cherungsplan angefertigt wer-
den, wobei dieser Sicherungs-
plan hier und in den Workshops
kein Thema ist.

Durch die oben zitierte Erläute-
rung zu Abschnitt 5.6 der GUV-
R 2150 wird der Unternehmer
aufgefordert, die Gefährdung
der sich selbst Sichernden zu
beurteilen und dann die Ent-
scheidung zu treffen, unter wel-
chen Voraussetzungen im Gleis-
bereich gearbeitet wird. Die Art
der Arbeit mag zwar oft gleich
sein, die örtlichen, betrieblichen
und die Umgebungsbedingun-
gen differieren jedoch an den
verschiedenen Arbeitsstellen,
und da im Einzelfall zu entschei-
den ist, muss auch in jedem
Einzelfall die Gefährdung beur-
teilt werden.

Sie erinnern sich:
Der Unternehmer
entscheidet…
Sie atmen auf – ein Glück – ich
bin nicht der Unternehmer! Vor-

sicht, keine voreiligen Schlüs-
se, denn es kann gut sein, dass
Sie als Beauftragter des Unter-
nehmers tätig werden, z.B.
wenn sie in einer Dispostelle
Beschäftigten Tätigkeiten zutei-
len und einsetzen. Die Funktion
des Beauftragten kann Ihnen
durch die Stellenbeschreibung/
Arbeitsverteilungsplan übertra-
gen sein. Und wenn Sie in die-
ser Funktion zu entscheiden
haben, ob bis zu drei Beschäf-
tigte unter Selbstsicherung im
Gleisbereich tätig werden sol-
len, dann sind Sie unser Adres-
sat. Dann wollen wir Ihnen in
den Workshops vermitteln, wie
sie beurteilen können, ob diese
bis zu drei Beschäftigten allein
tätig werden können. Sie sollen
lernen bzw. erneut lernen, wie
eine zielführende Gefährdungs-
beurteilung durchgeführt wird.
Eine Gefährdungsbeurteilung,
um zu ermitteln, ob unter
„Selbstsicherung“ gearbeitet
werden kann.

Sie fragen sich vielleicht: Warum
fordert die UVV diese Gefähr-
dungsbeurteilung nicht mehr wie
1953, dann wäre es einfacher?
Die Antwort lautet, dass das Ar-
beitsschutzgesetz vom Unter-
nehmer diese Gefährdungsbe-
urteilung verlangt, die Grundla-
ge für die daraus resultierenden
Sicherungsmaßnahmen ist. Der
Grundsatz lautet dabei:

� Hohe Gefährdung – hohe,
weitreichende Maßnahme
� Niedrige Gefährdung – eine
einfache, „nicht so weitrei-
chende“ Maßnahme kann
ausreichend sein

Fassen wir bis zu
diesem Punkt
zusammen…

� Jeder, der im Gleisbereich
an Bahnanlagen tätig wird,
wird gesichert,

� hiervon gibt es Ausnahmen,
wenn eine Gefährdungsbe-
urteilung ergibt, dass bis zu
drei Beschäftigte sich selbst
sichern können bzw. dürfen,

� die Entscheidung hierüber
trifft der Unternehmer bzw.
sein Beauftragter.

Das bedeutet aber nicht, dass
keine Fragen zum Thema be-
antwortet werden sollen. Für
solche Fragen stehen Mitarbei-
ter des Technischen Aufsichts-
dienstes der EUK und der
Fachstellen Arbeitsschutz zur
Verfügung.

Grundsatz ist, und das darf nie
in Vergessenheit geraten, dass
jeder, der eine Tätigkeit im Sin-
ne der UVV GUV-V D33 aus-
führt, also insbesondere Arbei-
ten an Bahnanlagen durchführt,
vor ihn gefährdenden Fahrten
gesichert wird. So war es in der
Vergangenheit und so ist es –
erst recht – heute. Erst recht
deshalb, weil die Gefährdung
für die Beschäftigten gestiegen
ist, z.B. durch die höheren Ge-
schwindigkeiten der Fahrten.

Wir können die UV-Regelungen
lange zurückverfolgen. Z.B. lau-
tete die Passage in einer UVV
von 1953 sinngemäß, dass an-
hand einer Gefährdungsbeur-
teilung zu ermitteln ist, ob bis zu
drei Mitarbeiter allein tätig wer-
den dürfen. Auf den Begriff
Gefährdungsbeurteilung wer-
den wir noch zurückkommen.

In einer etwas früheren Fassung
hieß es, dass einfache Verhält-
nisse vorliegen müssen, um sich
selbst sichern zu dürfen. Der
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Wie deutlich zu erkennen ist,
war und ist das „Alleinarbeiten“
bzw. die „Selbstsicherung“
schon immer eine Ausnahme,
d.h. es sind bestimmte Voraus-
setzungen dafür erforderlich.

Diese Voraussetzungen können
in drei Punkten zusammenge-
fasst werden, die im Rahmen
der Gefährdungsbeurteilung zu
betrachten sind:

1. Die Beschäftigten, die al-
lein oder in Gruppen von
bis zu drei Beschäftigten
tätig werden und sich
selbst sichern sollen,
müssen besondere Vor-
aussetzungen erfüllen.

Dies ist relativ einfach zu klären,
denn es sind bestimmte Eig-
nungen, Kenntnisse und Fähig-
keiten, die die Beschäftigten,
die unter Selbstsicherung tätig
werden sollen, erfüllen müssen.

Die Beschäftigten müssen kör-
perlich und geistig geeignet
sein, d.h. sie müssen sich in
einem guten körperlichen Zu-
stand befinden. Von Bedeutung
sind hierbei u.a. das Sehen, das
Hören, das Herz- Kreislaufsys-
tem. Hinweise zur körperlichen
Eignung können dem berufs-
genossenschaftlichen Grund-
satz G 25 „Fahr-, Steuer- und
Überwachungstätigkeit“ ent-
nommen werden. Die Beschäf-
tigten müssen auch in der Lage
sein, eine Anweisung des Un-
ternehmers, wie sie sich sichern
sollen – bei der DB AG einen
Sicherungsplan – zu lesen, zu
verstehen und die darin enthal-
tenen Weisungen vor Ort um-
zusetzen.

Die Beschäftigten müssen
über Orts- und Strecken-
kenntnis verfügen. Da auch
Gefährdungen auf dem Weg zu
und von der Arbeitsstelle auf-
treten können, ist Ortskenntnis
gefordert. Die Streckenkennt-
nis ist im Sinne von „Kenntnis
über die eisenbahnbetrieblichen
Gegebenheiten“ zu verstehen,
d.h. in welchen Gleisen wird
gefahren, wo ist der betriebli-
che Ansprechpartner, wie kann
man ihn erreichen, wo sind die

Signale aufgestellt, wie schnell
wird gefahren?

Die Beschäftigten müssen die
Gefahren aus dem Bahnbe-
trieb kennen. So soll sicher-
gestellt werden, dass nur erfah-
rene Beschäftigte tätig werden,
die mit den Gefahren aus dem
Bahnbetrieb umgehen können.

„Alleinarbeiter“ müssen außer-
dem besonders unterwiesen
sein. Diese jährliche Unterwei-
sung – übrigens auch nichts
Neues und schon immer gefor-
dert – die zusätzlich zu weiteren
in den UVV geforderten Unter-
weisungen durchzuführen ist,
muss dem Alleinarbeiter
insbesondere die Fähigkeit ver-
mitteln, Arbeit und eigene Si-
cherung aufeinander abzustim-
men bzw. in Einklang zu brin-
gen. Der Begriff „besondere“ im
Zusammenhang mit dem Be-
griff Unterweisung bedeutet:
„besonders sorgfältig“ bzw.
„besonders intensiv“. Dafür
kann neben einer theoretischen
auch eine praktische Unterwei-
sung, also ein Training vor Ort,
notwendig sein. Sicherungsauf-
sichten werden beispielsweise
erst dann zu „besonders unter-
wiesenen Personen“ wenn sie
„besonders unterwiesen“ wur-
den – eigentlich logisch.

Die jährliche Fortbildung für Si-
cherungsposten oder Siche-
rungsaufsichten ersetzt diese
besondere Unterweisung nicht!

Fehlt auch nur eine dieser
aufgeführten Voraussetzun-
gen, verbieten die UV-Rege-
lungen den Einsatz des Be-
schäftigten als „Alleinarbei-
ter“ bzw. als Beschäftigter,
der in einer Gruppe von zwei
oder drei Beschäftigten tä-
tig werden kann.

Außerdem muss es sich bei den
Arbeiten um „kurzfristige Tä-
tigkeiten geringen Umfan-
ges“ handeln.

2. Neben der Arbeitsausfüh-
rung muss die Möglich-
keit der gleichzeitigen
Selbstsicherung beste-
hen.

Es muss sich also um eine Tä-
tigkeit handeln, die nicht kom-
pliziert ist und den Beschäftig-
ten nicht davon ablenkt, auf
gefährdende Fahrten zu ach-
ten. Arbeiten in gebückter Kör-
perhaltung sind hierfür eher nicht
geeignet. Die Arbeiten müssen
zudem jederzeit zu unterbre-
chen sein, wenn mit Fahrten
im Gleisbereich gerechnet wer-
den muss.

Sollte die auszuführende Tätig-
keit z.B. zu kompliziert sein und
damit zu sehr ablenken,
� muss ein zweiter Beschäf-

tigter die Sicherung überneh-
men
oder

� die klassischen Maßnahmen
der Selbstsicherung, das ist
das sichere Erkennen der
Fahrt am Beginn der Annä-
herungsstrecke oder die An-
zeichen der Annäherung ei-
ner Fahrt können sicher und
rechtzeitig gedeutet werden
dürfen als Sicherungsmaß-
nahme nicht angewendet
werden.

Trotzdem besteht aber die Mög-
lichkeit, dass die Arbeit allein
ausgeführt wird, wenn keine
Fahrten im Gleisbereich erwar-
tet werden müssen, das heißt,
dass das Gleis aus Gründen
der Unfallverhütung gesperrt ist

oder das Verfahren zur Benach-
richtigung von Arbeitsstellen
über Zug- und Rangierfahrten
mit Bestätigung der Benach-
richtigung vor Zulassung der
Fahrt, üblicherweise als „Warn-
erverfahren“ bekannt, zur An-
wendung kommt.

3. Der Ort, die betrieblichen
Verhältnisse und die Um-
gebungsbedingungen
müssen eine Selbstsiche-
rung zulassen. Außerdem
muss eine erreichbare
und geeignete Austritts-
stelle vorhanden sein.

Bei der Örtlichkeit muss z.B.
berücksichtigt werden, ob eine
ausreichende Austrittstelle vor-
handen ist. In Bahnhöfen, bei
einem Gleisabstand von 4,5 m,
ist dies wegen des erforderli-
chen Sicherheitsraumes von
0,8 m zwischen zwei Gleisbe-
reichen bzw. im Mittelkern nur
bei Geschwindigkeiten von
höchstens 40 km/h in bei-
den Gleisen gegeben.

Bei Arbeiten im Außenbogen
kann eine Fahrt im Nachbar-
gleis (Innenbogen) die Sicht auf
den Beginn der Annäherungs-
strecke verdecken. Auch nicht
zurückgeschnittene Vegetation
kann  die  Sicht  beeinträchti-
gen.                                          �
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Wenn keine Austrittsmöglich-
keit vorhanden ist oder keine
Sicht auf die Fahrt am Beginn
der Annäherungsstrecke ist, ist
der Einsatz eines zweiten Be-
schäftigten zur Sicherung nicht
zielführend!

Für das Arbeiten in Tunneln und
bei höheren Geschwindigkeiten
gelten besondere Bedingungen,
die in den UV-Regelungen nach-
gelesen werden können. Selbst-
verständlich müssen diese und
ähnliche Überlegungen in die
Gefährdungsbeurteilung einbe-
zogen werden.

Bei den betrieblichen Verhält-
nissen können ebenfalls eine
ganze Reihe von Einschränkun-
gen für das Arbeiten unter
Selbstsicherung bedeutsam
sein.

Es mag sein, dass es Tätigkei-
ten gibt, bei denen man sich
selbst sichern kann – aber nur
vor der Fahrt aus der Blickrich-
tung. Fahrten aus zwei Rich-
tungen, im gleichen Gleis, ma-
chen ein Selbstsichern, selbst
bei einfachsten Tätigkeiten, i.
d. R. unmöglich. Besonders in
Bahnhöfen können vorüberge-
hend abgestellte Wagenparks
das Erkennen von Fahrten un-
möglich machen. In großen
Bahnhöfen ist es schwierig zu

entscheiden, in welches Gleis
die Fahrt einfährt. Fehlende
oder unzureichende Kommu-
nikationsverbindungen zum zu-
ständigen Fahrdienstleiter kön-
nen verhindern, dass die Gleis-
sperrung oder das Warnerver-
fahren als weitreichende Maß-
nahme angewendet werden
kann.

Die Umgebungsbedingungen
wie Nebel, Schnee, Regen,
Dunkelheit müssen ebenfalls in
die Gefährdungsbeurteilung ein-
gehen. Wegen der möglichen
Fahrt mit einem vollständig er-
loschenem Spitzensignal kann
man sich nachts nicht dadurch
sichern, dass man versucht, die
Fahrt am Beginn der Annähe-
rungsstrecke zu erkennen. Dass
Schnee oder Nebel die Sicht
beeinträchtigen, muss nicht er-
wähnt werden.

Versuchen wir
uns an einem
Beispiel…

Störungsbeseitigung an einer
Weichenheizung. Welche Arbei-
ten auszuführen sind, ist derzeit
nicht erkennbar. Der Beschäf-
tigte, der die Arbeiten ausfüh-
ren soll, erfüllt die unter 1. ge-
nannten Voraussetzungen.

Die Arbeiten finden am Tag im
Gleisbereich statt. Trotz der Stö-
rung bleibt das Gleis befahrbar.
Bei den Arbeiten muss man
davon ausgehen, dass es sich
um eine Tätigkeit handeln wird,
die in gebückter Körperhaltung
ausgeführt werden muss. Die
Tätigkeit ist eher kompliziert, so
dass die Gefahr besteht, abge-
lenkt zu sein auf Fahrten zu
achten. An dieser Stelle ergibt
die Gefährdungsbeurteilung,
dass entweder ein weiterer Be-
schäftigter, der nicht mitarbei-
tet, die Sicherung übernimmt
oder nur im aus UV-Gründen
gesperrten Gleis gearbeitet wird
bzw. das „Warnerverfahren“ zur
Anwendung kommen muss.

Man entscheidet sich, die Stö-
rungsbeseitigung durch zwei
Beschäftigte durchführen zu las-
sen. Ein Beschäftigter soll an
der Weichenheizung arbeiten,
der zweite Beschäftigte soll sich
in dessen unmittelbarer Nähe
aufhalten und die gefährden-
den Fahrten durch Sicht am
Beginn der Annäherungsstre-
cke erkennen. Dies ist möglich,
da die Sicht gut und durch Wit-
terungseinflüsse nicht einge-
schränkt ist.

Einer der Beschäftigten muss
Ersthelfer sein und Erste-Hilfe-
Material muss mitgeführt wer-
den. Auch diese Voraussetzun-
gen sollen erfüllt sein.

Vor Ort stellt sich jedoch heraus,
dass Vegetation die Sicht auf
den Beginn der Annäherungs-
strecke verdeckt und so eine

Sicherung durch Erkennen der
Fahrt ausscheidet. Da keine
Anzeichen der Annäherung der
Fahrten sicher und rechtzeitig
gedeutet werden können, muss
das Gleis aus Gründen der Un-
fallverhütung gesperrt werden
oder das „Warnerverfahren“
muss zur Anwendung kommen,
ansonsten darf nicht gearbeitet
werden.

So oder ähnlich könnte eine
Gefährdungsbeurteilung mit zu
ergreifender Maßnahme ausse-
hen.

Wir wollen Sie, wie gesagt, in
den Workshops mit ähnlichen
Gefährdungsbeurteilungen ver-
traut machen. Vielleicht können
wir eine Checkliste entwickeln,
die Sie künftig für Ihre Entschei-
dungen benutzen können.

Die organisatorischen Vorberei-
tungen zur Durchführung der
Workshops sind bei Redakti-
onsschluss noch nicht abge-
schlossen – man wird auf Sie
zukommen.

Wir freuen uns schon jetzt auf
Ihre Teilnahme an den Work-
shops.

Und denken Sie bitte stets da-
ran:

BahnPraxis Aktuell

Lösung
„Testen Sie Ihr Fachwissen“ von Seite 76

richtig falsch Fundstelle

1. X 408.0811 Abschn 1 (1) a) 1.

2. X 408.0811 Abschn 1 (1) a) 2.

3. X 408.0811 Abschn 3 (1) b) 3.

4. X 408.0811 Abschn 3 (1) b) 3.

5. X 408.0811 Abschn 1 (1) a) 1.

6. X 408.0821 Abschn 3 (1)

7. X 408.0821 Abschn 3 (1)

8. X 408.0821 Abschn 4 (1)

9. X 408.0821 Abschn 4 (1)

10. X 408.0811 Abschn 1 (1) a) 1.


